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Im Juli hat das Bundesverbraucher-
schutzministerium ein Eckpunktepa-
pier für eine gesetzliche Regelung
des Berufsbildes der Honorarbera-
tung vorgelegt. Danach soll die Ho-
norarberatung den Verbrauchern als
Alternative zum Provisionsmodell
zur Verfügung stehen (was sie fak-
tisch bereits seit langem tut) und für
die Produktgruppen Versicherun-
gen, Geldanlagen und Darlehen ge-
setzlich verankert werden.

Der Bundesverband Deutscher
Vermögensberater (BDV) begrüßt
grundsätzlich, dass neben dem be-
reits jetzt schon gesetzlich geregel-
ten Beruf des Versicherungsberaters
auch der Bereich der Honorarbera-
tung einer ausdrücklichen gesetzli-
chen Regelung zugeführt werden
soll und dass die gesetzlichen Stan-
dards, die für den Bereich der Versi-
cherungsvermittler gelten – wie Qua-
lifizierung und Dokumentation der
Beratung – nunmehr auch für die Ho-
norarberater eingeführt werden sol-
len.

Das Eckpunktepapier und die ge-
führten Diskussionen zeigen aber
auch, dass alle an dem Gesetzge-
bungsprozess beteiligten Personen
und Institutionen die notwendige ge-
dankliche Schärfe aufbringen müs-
sen, um zu sachgerechten Lösungen
zu gelangen. Das scheint aber noch
ein langer Weg zu sein.

Der Markt soll entscheiden

Um mögliche Missverständnisse
zu vermeiden: Der BDV hat sich in
den zurückliegenden Jahren nie ge-
gen Honorarberatung ausgespro-
chen. Wir leben in einem freien
Land, dessen Wirtschaftsordnung
auf der Sozialen Marktwirtschaft be-
ruht. Es soll selbstverständlich auch
in Zukunft der Markt entscheiden,
welche Marktanteile die Honorarbe-
ratung in Deutschland haben wird.

Bislang hat er sich jedoch gegen
die Honorarberatung von Verbrau-
chern entschieden. Im Versiche-
rungsbereich zum Beispiel stehen al-
lein 180 Versicherungsberater ca.
170 000 registrierten Versicherungs-
vermittlern gegenüber. Im Bereich
der Fondsvermittlung spricht der Re-
gierungsentwurf zum kommenden
Finanzanlagenvermittlerrecht von
80 000 Beratern; unabhängige Fi-
nanzberater soll es nach Zeitungsan-
gaben allenfalls 1 500 geben.

Die genannten Zahlen sprechen
deutlich dafür, dass die Honorarbera-
tung in der Finanzwirtschaft nur ein
Nischendasein hat. Ich bin mir si-
cher, dass dies auch auf lange Zeit so
bleiben wird.

Die Soziale Marktwirtschaft be-
dingt Privateigentum, freie Preisbil-
dung, Freizügigkeit von Arbeit, Kapi-
tal, Gütern und Dienstleistungen
und auch Leistungswettbewerb. Des-
wegen sind wir auch strikt dagegen,
dass der Staat zukünftig die Honorar-
beratung in irgendeiner Form privile-
giert – sei es strukturell, finanziell
oder in sonstiger Weise. Das wäre
ein unzulässiger Markteingriff.

Drei Punkte

Exemplarisch seien drei Punkte
aus dem o. g. Eckpunktepapier aufge-
griffen, an denen ich aufzeigen
möchte, wie intensiv die Diskussion
bei uns noch geführt werden muss.
� 1. Keine Monopolisierung von

Berufsbezeichnungen: Das Bun-
desverbraucherschutzministe-
rium erwägt, den Begriff Anlage-

berater gesetzlich schützen zu las-
sen. Zeitungsberichten zufolge sei
zudem gewollt, den Honorarbera-
tern mit der Einführung des Titels
Finanzberater für diejenigen, die
umfassende Beratung für alle drei
Produktgruppen – Versicherun-
gen, Geldanlagen und Darlehen –
anbieten, zu einem Alleinstel-
lungsmerkmal zu verhelfen.
Dies ist aber nicht nachvollzieh-

bar, denn der Begriff Beratung ist
nicht monopolisierbar, da der Ge-
setzgeber selbst an vielen Stellen an-
deren Berufsgruppen ebenfalls Bera-
tungspflichten auferlegt. Gerade
auch die Versicherungsvermittler,
d. h. Versicherungsmakler und Versi-
cherungsvertreter, sind von Geset-
zes wegen zur Beratung ihrer Kun-
den verpflichtet und müssen ein Be-
ratungsprotokoll über das geführte
Beratungsgespräch erstellen.

Stellung zementiert

Im Bereich der Finanzanlagen
wurde zudem erst im Jahr 2007 für
freie Investmentfonds-Vermittler
der gewerberechtliche Tatbestand
der Anlageberatung in § 34 c Gewer-

beordnung eingeführt. Im geplanten
Finanzanlagenvermittler- und Ver-
mögensanlagenrecht wird diese Stel-
lung der Vermittler von Fondsanla-
gen als Anlageberater sogar zemen-
tiert.

Es kann daher nicht angehen, dass
der Begriff des Anlageberaters oder
Beraters allgemein nur dem Perso-
nenkreis der Honorarberater vorbe-
halten bleibt. Auch andere Marktteil-
nehmer als die in dem Eckpunktepa-
pier des Bundesverbraucherschutz-
ministeriums Genannten müssen
sich Berater nennen lassen dürfen.
� 2. Kein gesetzlicher Zwang zur

Einführung von Nettotarifen:
Im dem Eckpunktepapier des Bun-
desverbraucherschutzministeri-
ums wird außerdem die Möglich-
keit erwogen, die Anbieter von
Versicherungs- und Anlagepro-
dukten zur Bereitstellung ihrer
Produkte zu sog. Nettotarifen zu
verpflichten, in die keine Vermitt-
lungs- bzw. Abschlussgebühren
einkalkuliert worden sind.
Dies kann jedoch nicht sein. Ein

Produktgeber darf nicht dazu ge-
zwungen werden – freiwillig mag er
das gerne tun –, Nettotarife einzufüh-
ren. Dies wäre ein erheblicher Ein-
griff in die Marktwirtschaft und zu-
dem in den eingerichteten und aus-
geübten Gewerbebetrieb von Ban-
ken, Versicherungen und anderen
Anbietern.

Das Ministerium sieht selbst die
Problematik und spricht sich in dem
Eckpunktepapier an der betreffen-
den Stelle daher auch eher für die
Durchleitung von Provisionen aus.
Aber schon die aufgeführte ernst-
hafte Abwägung beider Möglichkei-
ten irritiert.

Provisionsabgabeverbot

Die Durchleitung von Provisionen
hingegen setzt die Aufhebung des
Provisionsabgabeverbotes voraus.
Dafür konnte sich bislang auch die
Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin) nicht ausspre-
chen. Mit gutem Grund: Im seriösen
Bereich der Finanzdienstleistungen
müssen auf dieser Ebene Preisfeil-
schereien in jedem Fall verboten
sein und bleiben.
� 3. Keine Planwirtschaft bei der

Honorarberatung: Vermittlern,
die derzeit auf Provisionsbasis ar-
beiten, soll nach den Vorstellun-
gen des Bundesministeriums für
Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz (BMELV) der
Übergang zur Honorarberatung
erleichtert werden.
Aus welchem Grund? Warum

denn das? Auch dies muss der Markt

entscheiden. Seit wann ist es Auf-
gabe eines Ministeriums, ein Berufs-
bild – das seit vielen Jahrzehnten im
Handelsgesetzbuch normiert ist –
ohne Not auszuhöhlen und ein ande-
res Berufsbild zu protegieren?

Was ist überhaupt eine hinrei-
chend große Zahl von Honorarbera-
tern, die das Ministerium ausdrück-
lich anstrebt? Legt die jetzt das Ver-
braucherschutzministerium fest?
Nicht der Markt? Haben wir jetzt
Planwirtschaft in der Finanzbran-
che? Fragen über Fragen bleiben
hier.

Wunsch und Wirklichkeit

Es sei an dieser Stelle nur am
Rande daran erinnert, dass es durch-
aus auch einer Verbraucherzentrale
passieren kann, dass sie Kaupthing-
Papiere kurz vor dem Zusammen-
bruch der Kaupthing-Bank emp-
fiehlt. Auch gibt es keinerlei Anhalts-
punkte dafür, dass Honorarberatung
per se die bessere Beratung ist.

Wirft man der einen Seite vor, es
bestehe die Gefahr von Provisions-
schinderei, so weiß man auch, dass
die Gefahr besteht, Honorarberater
könnten bei ihren Kunden mehr
Stunden schinden, um höhere Hono-
rare abrechnen zu können. Solche
pauschalen Anwürfe dienen nieman-
dem, sie sollten unterbleiben.

Nächste Frage: Kann sicherge-
stellt werden, dass ein Honorarbera-
ter wirklich alle Produkte kennt (in
Deutschland gab es im Jahr 2010 al-
lein 10 724 zum Vertrieb zugelas-
sene offene Investmentfonds)? Die
Frage zu stellen heißt, sie auch zu be-
antworten.

Dritter Punkt: Werden die Ver-
braucher überhaupt bereit sein, die
von Honorarberatern geforderten
Honorare zu bezahlen? 990 Teilneh-
mer einer Studie der Universität
Mainz gaben unlängst an, zwar
grundsätzlich für eine Beratung zah-
len zu wollen, im Schnitt jedoch
nicht mehr als 62,70 Euro die
Stunde. Das deckt kaum die Kosten;
aus diesem Grund liegt das tatsächli-
che Stundenhonorar etwa beim dop-
pelten Betrag oder auch darüber.

Keiner ist heilig

Mein Fazit: Die Honorarberater
sollen und werden weiterhin ihre
Chancen haben, sie können aber
auch nicht heiliggesprochen wer-
den. Die von der Politik hochgelob-
ten 15 Millionen Riester-Verträge
sind nicht durch die Arbeit der Hono-
rarberater zustande gekommen, son-
dern durch die hervorragende und
anzuerkennende Beratung der Ver-
mittler.

Friedrich Bohl

Vorsitzender des
Bundesverban-
des Deutscher
Vermögensbera-
ter (BDV)
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Reuters Zürich – 2011 könnte für die
Versicherungsbranche zum teuers-
ten Jahr in der Geschichte werden.
Bereits in der ersten Jahreshälfte er-
reichten die versicherten Schäden
mit geschätzt 70 Mrd. Dollar den
zweithöchsten je verzeichneten
Wert, wie der Schweizer Rückversi-
cherungskonzern Swiss Re am Frei-
tag mitteilte.

Kostspieliger war bisher nur das
Jahr 2005, als der Wirbelsturm „Ka-
trina“ die US-Südstaatenmetropole
New Orleans zerstörte. „Weitere
Schäden durch die laufende US-Hur-
rikansaison oder teure Winter-
stürme in Europa haben das Poten-
zial, die Zahlen für das Gesamtjahr
näher an die Rekordsumme von 120
Mrd. Dollar aus dem Jahr 2005 zu
bringen“, sagte Swiss-Re-Cheföko-
nom Thomas Hess.

Die volkswirtschaftlichen Schä-
den durch Katastrophen summier-
ten sich im ersten Halbjahr auf rund
278 Mrd. Dollar, schätzt der zweit-
größte die Rückversicherer der
Welt. Rund 26 000 Menschen verlo-
ren ihr Leben, die überwiegende
Mehrheit davon beim verheerenden
Erdbeben mit nachfolgendem Tsu-
nami in Japan im März.

Die Naturkatastrophe in Japan
dürfte bei 210 Mrd. Dollar geschätz-
tem wirtschaftlichen Schaden – ex-
klusive Kosten für die Atomkatastro-
phe, die noch immer anhält – die
Branche mit etwa 30 Mrd. Dollar
Schadenkosten treffen. Branchenpri-
mus Münchener Rück hatte Mitte
Juli die volkswirtschaftlichen Schä-
den des ersten Halbjahres auf rund
265 Mrd. Dollar veranschlagt. Da-
von gehen rund 60 Mrd. zulasten
der Assekuranzen.

Naturkatastrophen belasten
die Versicherer

2011 könnte teuerstes Jahr überhaupt werden
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wf/fed Berlin/Brüssel – Bundesfi-
nanzminister Wolfgang Schäuble
und sein französischer Amtskollege
François Baroin haben in einem
Schreiben an die EU-Kommission
ihre Unterstützung für die geplante
Steuer auf Börsengeschäfte bekräf-
tigt. Sie fordern, Europa solle voran-
gehen, um einer weltweiten Finanz-
transaktionssteuer den Weg zu eb-
nen.

Schäuble und Baroin sprechen
sich für niedrige Steuersätze und
eine möglichst simple Bemessung
aus. Erfasst werden sollten alle ge-
handelten Finanzprodukte: Aktien,
Anleihen, Derivate und Devisen.
Schäuble hatte zuvor bereits signali-
siert, dass er sich zur Not auch eine
Einführung nur im Euro-Währungs-
gebiet vorstellen könne. Das ist inso-
fern wichtig, da in Steuerfragen in
der EU das Einstimmigkeitsprinzip
herrscht – und sich Großbritannien
wohl kaum auf eine von Brüssel ver-
ordnete Steuer einlassen würde.

Die EU-Kommission plant derzeit,
Anfang Oktober einen offiziellen
Vorschlag zu machen. Sie will dabei
das Residenzprinzip festschreiben,
also zum Beispiel Börsengeschäfte
deutscher Investoren auch dann be-
steuern, wenn die Institute die Pro-
dukte auf Handelsplätzen außerhalb
der EU handeln. Commerzbank oder
Deutsche Bank haben also nichts da-
von, wenn sie in andere Länder aus-
weichen, solange sie ihren Unterneh-
menssitz in Deutschland behalten.
Damit reagiert die EU-Behörde auf
den gewichtigsten Vorbehalt der
Gegner, die monieren, dass große
Anleger die Steuer einfach umgehen
könnten.

BZ – Heinrich Haasis hat am Don-
nerstag verkündet, Ende April
2012 als Präsident des Deutschen
Sparkassen- und Giroverbandes
(DSGV) auszuscheiden. Wir doku-
mentieren in Auszügen seinen
Brief an die Vorstände der Sparkas-
sen und Verbundunternehmen:

„(. . .) Seit dem Frühjahr wurde
ich immer wieder von Persönlich-
keiten unserer Gruppe darauf ange-
sprochen, ob angesichts vielfältiger
Themenstellungen nicht eine Ver-
tragsverlängerung richtig wäre. In
diesen internen Gesprächen habe
ich unter Verweis auf mein Lebens-
alter und die lange berufliche Tätig-
keit an meiner persönlichen Lebens-
planung keinen Zweifel gelassen.
Um das Amt möglichst lange ohne
jede Beeinträchtigung weiterfüh-
ren zu können, habe ich mich je-
doch öffentlich nicht dazu geäu-
ßert. Ich stehe auch auf dem Stand-
punkt, dass es nicht dem Amtsinha-
ber zusteht, öffentlich Erwägungen
über die Zeit nach Auslaufen seines
Vertrages anzustellen.

In der Verbandsvorsteherkonfe-
renz am vergangenen Wochenende
haben mich die Damen und Herren
Präsidenten der Sparkassenver-
bände einstimmig um eine Verlän-
gerung meiner Amtszeit um zwei
Jahre gebeten. Natürlich hat mich
dieses Votum gefreut und es ehrt
mich sehr, zumal ich es als Bestäti-
gung meiner Arbeit in den zurück-
liegenden fünfeinhalb Jahren
werte. Diese Bitte zeigt mir aber
auch, dass es nun dringend erfor-
derlich ist, breiter als bisher über
meine eigene Einschätzung zu in-
formieren. Deshalb habe ich (. . .)
eine Sitzung des Vorstandes einbe-
rufen, um einen gemeinsamen In-
formationsstand aller Verantwortli-

chen sicherzustellen, da die Wahl
eines Präsidenten auch einen aus-
reichenden zeitlichen Vorlauf und
intensive Vorbereitung erfordert.
Zeitnah möchte ich Sie unmittelbar
nach Abschluss der Vorstandssit-
zung über meine dortige Aussage
informieren. (. . .)

Meine Amtszeit war von großen
Herausforderungen geprägt. Die
Sparkassen-Finanzgruppe musste
sich in Krisen behaupten, die wir
nie für möglich gehalten hätten.
Die letzten Jahre waren auch für
mich in hohem Maße anstrengend
und kräftezehrend. Trotzdem fiel
mir die heutige Entscheidung nicht
leicht. Auch wenn ich weiterhin
Freude an meiner Arbeit habe und
die Sparkassen-Finanzgruppe es
verdient, sich mit aller Kraft für sie
einzusetzen, habe ich dem Vor-
stand heute mitgeteilt, dass ich es
für richtig halte, im nächsten Jahr
aus dem Amt des Präsidenten aus-
zuscheiden. In vielen wichtigen Fra-
gen sind die Weichen für die wei-
tere Entwicklung der Sparkassen-
Finanzgruppe gestellt, wir sind auf
einem guten Weg. Trotzdem wer-
den neue Herausforderungen auf
uns zukommen. (...) Deshalb wird
man auch nie den optimalen Zeit-
punkt für ein Ausscheiden treffen.
Meine inzwischen doch sehr lange
Lebens- und Berufserfahrung lehrt
mich allerdings, dass man gehen
sollte, solange es bedauert wird.

Dies ist kein Abschiedsbrief. Un-
geachtet dieser Entscheidung
werde ich in den verbleibenden Mo-
naten bis zu meinem Ausscheiden
die Arbeit selbstverständlich mit
Engagement, mit Leidenschaft und
Pflichtbewusstsein, so wie bisher,
weiterführen.“

 (Börsen-Zeitung, 10.9.2011)

 Börsen-Zeitung, 10.9.2011
Reuters Bangalore/Frankfurt – Die
europäischen Großbanken brauchen
einer Studie von Goldman Sachs zu-
folge nur bei massiven Abschreibun-
gen auf Staatsanleihen frisches Kapi-
tal. Andernfalls sieht die US-Invest-
mentbank laut einem am Freitag ver-
öffentlichten Papier keinen größe-
ren Kapitalbedarf bei den Instituten.
Bei einem „mittleren Staatsanlei-
hen-Schock“, der vor allem die
Bonds von Griechenland, Portugal
und Irland träfe, beziffert Goldman
Sachs den Kapitalbedarf von 38 Ban-
ken auf 30 Mrd. bis 92 Mrd. Euro,
wenn die Banken die geforderten 5
bis 7 % hartes Kernkapital erhalten
wollen. IWF-Chefin Christine La-
garde hatte kürzlich erklärt, den
Großbanken in Europa fehlten bis zu
200 Mrd. Euro, um die Staatsanlei-
henkrise zu überwinden.

Nach Ansicht von Goldman Sachs
hätten die meisten Institute gute
Chancen, das notwendige Kapital
am Markt einzusammeln. Ihre Ak-
tienkurse seien dazu trotz des jüngs-
ten rasanten Kursverfalls noch auf ei-
nem ausreichenden Niveau. Nur die

Banken in den Schuldenstaaten am
Rand der Eurozone selbst – das sind
freilich die meisten der 38 Betroffe-
nen – müssten nach Ansicht der Ana-
lysten auf die Hilfe des Staates oder
internationaler Einrichtungen zu-
rückgreifen. Das könnte in Griechen-
land, Italien, Irland, Portugal und
Spanien zu Teil- oder Komplett-Ver-
staatlichungen führen.

Deutsche-Bank-Chef Josef Acker-
mann hatte Anfang der abgelaufe-
nen Woche gemahnt, dass zahlrei-
che Banken eine Abschreibung von
Euro-Staatsanleihen auf den aktuel-
len Marktwert nicht verkraften wür-
den. Die Regulierer hatten Investitio-
nen von Banken in Staatsanleihen in-
direkt gefördert, weil diese dafür
kein eigenes Kapital hinterlegen
müssen.

Goldman Sachs senkte das Kurs-
ziel für mehrere europäische Ban-
ken, darunter Unicredit aus Italien,
die spanische Banco Santander und
die Agricultural Bank of Greece. Das
gleiche Schicksal traf die Erste Bank
und die Raiffeisen Bank aus Öster-
reich sowie Julius Bär aus der
Schweiz.
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